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Überhaupt, in der Politik muss



man nur das Erreichbare wünschen.





Heinrich Heine 1










„Freiheit geht vor Einheit“, lautete die törichte Parole, mit
der Adenauer seine geschichtsfremde Staatsräson verteidigte. Jeder
Ostdeutsche lebte, weil das Land geteilt wurde, völlig unfrei,
während Adenauers Rheinbund, den die Westalliierten ins enge
Korsett der Vormundschaft sperrten, einer Halbkolonie ähnelte,
deren Grundgesetz weniger demokratische Rechte fixierte, als es die
Weimarer Verfassung getan hatte.





Das schwierige Verhältnis von Freiheit und Einheit prägte
auch die deutsche Geschichte des 19. Jahrhunderts. Staatlich
subventionierte Historiker betrachteten sie nach 1945 durch
Adenauersche Brillengläser. Oft erklangen Lieder der neuen Herren;
die Reichsgründung widersprach dem Zeitgeist. Lothar Gall,
Chefideologe des deutschen Liberalismus, sah in Bismarcks Werk
„eines der kurzlebigsten Gebilde der Geschichte“, das nicht
zurückkehre 2.





West- und ostdeutsche Historiker erkoren nun die tatenarme,
früh gescheiterte „Revolution“ von 1848 zum Staatsevangelium. In
einer Ausstellung des Bundestages beansprucht „1848“ genauso viel
Platz wie das Kaiserreich.





Oppositionelle Kräfte zu koordinieren, ermöglichte nur der
Nationalstaat. Da er 1848 nicht existierte, betrat die
revolutionäre Bewegung, der alle Machtmittel fehlten, politisches
Niemandsland. In jedem Fürstentum konnte der vom Habsburgerreich
gelenkte Deutsche Bund militärisch intervenieren und Aufstände
niederschlagen. Ohne Gesamtstaat drohte auch das Damoklesschwert
der auswärtigen Einmischung. Viele Historiker nahmen diese Aspekte
nicht zur Kenntnis; ideologische Motive dominierten die
Wissenschaft. An Rhein und Spree triumphierte der Geist der
Teilung.





Ähnlich missverstanden west/östliche Romantiker den
preußischen Verfassungsstreit. 1862 brach er aus und endete vier
Jahre später. Liberale Apologeten bekränzten und illuminierten
jenes Ereignis leidenschaftlich. Preußen war kein Nationalstaat,
ebenso Adenauers BRD, die das Grundgesetz feierte, und daher
glaubten zahlreiche Hofchronisten, die Konfliktszeit in einen
positiven Mythos umdichten zu sollen, der die westdeutsche Republik
quasi vorwegnahm. Hatte lange der siebenjährige Krieg als
historische Legitimation hergehalten, wechselte man nun das Kostüm.
Eilfertig propagierten flexible deutsche Historiker die veränderte
Generallinie. - Ehe weitere Kritik folgt, widme ich mich der „Neuen
Ära“ von 1858 bis 1862.





Friedrich Wilhelm IV. erkrankte 1858 schwer. Sein Bruder
Wilhelm übernahm die Regentschaft und verfasste das
„Novemberprogramm“. Innenpolitische Reformen kündigte er an, die er
wenig spezifizierte. Preußen sollte in Deutschland „moralische
Eroberungen“ tätigen 3. Gleichwohl verfolgte
Wilhelm keine bestimmten außenpolitischen Ziele und lehnte es ab,
antiösterreichische Maßnahmen zu ergreifen 4.





Mehr noch verhieß das Risorgimento 1859 eine neue Ära,
5 zumal der
Nationalverein, kleindeutsch und preußisch orientiert, die Bühne
betrat 6.





Den italienischen Rückenwind nutzte der preußische Landtag
und bewilligte geschlossen einen Kredit von 30 Millionen Talern,
der es Preußen erlaubte, die Armee zu mobilisieren, solange Italien
gegen Österreich Krieg führte. Beispielsweise hoffte Eduard Simson,
liberaler Abgeordneter, dass Preußen nach „links“ und „rechts“
gleichzeitig kämpfen und Deutschland einigen werde
7.





Jedoch verkündete Preußen nur eine „bewaffnete Neutralität“
und blieb außenpolitisch inaktiv. Damit enttäuschte der Regent alle
Erwartungen. Diesen Hintergrund gilt es zu beachten, wenn jetzt die
Heeresreform in den Blick gerät.





Anfang 1860 legte die preußische Regierung dem Landtag einen
Gesetzentwurf vor, der drei Hauptgesichtspunkte enthielt. 1) Die
Zahl der jährlich eingezogenen Rekruten wurde von 40.000 auf 63.000
Mann erhöht. 2) Die vier jüngeren Jahrgänge der Landwehr des ersten
Aufgebots traten in die Reserve des stehenden Heeres über. 3) Die
Verlängerung der Dienstzeit von zwei auf drei Jahre, eingeführt
seit 1854/56, sollte gesetzlich festgelegt werden. Pro anno
betrugen die Kosten der Reorganisation neun Millionen Taler
8 .





Dank dieser Maßnahmen steigerte der Kriegsminister Albrecht
von Roon die Schlagkraft der preußischen Armee wesentlich
9. Notwendig erschien vor
allem die Modernisierung der milizartigen Landwehr. 1813
entstanden, war sie längst veraltet. Und demographische
Wachstumsraten rechtfertigten es, die Zahl der Rekruten zu erhöhen.





Allerdings verfolgten Roon, Wilhelm, und der Chef des
Militärkabinetts, Edwin von Manteuffel, noch ganz andere Ziele. Die
Landwehr galt als Bastion des liberalen Bürgertums; im Fall
innenpolitischer Krisen hielten sie adelige Offiziere für
unzuverlässig und wankelmütig. Auch hoffte Roon, mittels der
dreijährigen Dienstzeit preußische Soldaten dem zivilen Leben zu
entfremden, mechanischen Gehorsam einzuschleifen.





Viele Liberale ignorierten die Doppelbödigkeit der
Heeresvorlage und wollten das traditionelle Milizsystem
konservieren. Statt die Reform der Landwehr zu bejahen,
gleichzeitig den Offiziersnachwuchs demokratischer zu gestalten,
versäumten sie es, das stehende Heer zu infiltrieren. Wenige
Liberale begriffen, dass nicht die „Organisation“, sondern der
„Geist“ Soldaten formt 10.





Preußen repräsentierte keineswegs nur militärtechnisch die
Spitze des Fortschritts. Gegen bourgeoise Opposition erzwang
Bismarck 1866/67 das gleiche Wahlrecht 11.





Da liberale Abgeordnete Roons Ideen nicht billigten, empfahl
ihnen die Krone, neun Millionen Taler bereitzustellen, um die
Heeresvorlage ein Jahr lang „provisorisch“ zu realisieren. Obwohl
der verantwortliche Ausschuss des Parlamentes erkannte, dass die
„zur Aufrechterhaltung der Kriegsbereitschaft getroffenen Maßnahmen
zum Teil auf Prinzipien“ basieren, welche er kategorisch ablehne,
nämlich die „beabsichtigte Eliminierung der Landwehr“ und die
dreijährige Dienstzeit, akzeptierte das gleiche Gremium den
Militärgesetzentwurf „einstweilig“! 12
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